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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die Richter 
Dr. Krohn, Dr. Tidow, Boujong und Dr. Scholz-Hoppe am 
2. Juli 1981

beschlossen:

1. Dem Kläger wird Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Frist zur Einlegung der sofortigen Be­
schwerde gegen den Beschluß des 2. Zi­
vilsenats des Oberlandesgerichts Köln 
vom 9. Februar 1981 - 2 U 73/80 - ge­
währt.

2. Auf die sofortige Beschwerde des Klä­
gers wird der genannte Beschluß zu 
Nr. 2 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des 
Beschwerdeverfahrens, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

G r ü n d e

Das Landgericht hat durch Urteil vom 10. Juni 1980 
die auf Rückzahlung eines Darlehens gerichtete Klage ab­
gewiesen. Gegen dieses Urteil hat der Kläger rechtzeitig 
Berufung eingelegt. Durch Beschluß vom 9. Februar 1981 
hat das Oberlandesgericht dem Kläger das für die Beru-
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fungsinstanz nachgesuchte Armenrecht verweigert (Nr. 1) 
und die nicht innerhalb der Frist des § 518 ZPO begrün­
dete Berufung als unzulässig verworfen (Nr. 2). Nach Zu­
stellung des Beschlusses am 17. Februar 1981 hat der 
Kläger mit einer am 25. Februar 1981 beim Berufungsge­
richt eingegangenen Eingabe die Bewilligung des Armen­
rechts für das Verfahren der Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand gegen die Versäumung der Frist zur Einlegung der 
sofortigen Beschwerde nach § 519 Abs. 2 ZPO beantragt. Der 
erkennende Senat hat dem Kläger durch Beschluß vom 13.Mai 
1981 - zugestellt am 19. Mai 1981 - das Armenrecht bewil­
ligt. Daraufhin hat der Kläger am 26. Mai 1981 Wiederein­
setzung in den vorigen Stand beantragt und sofortige Be­
schwerde gegen den Beschluß vom 9. Februar 1981 eingelegt.

Auf seinen fristgerecht gestellten Antrag (§ 234 ZPO) 
war dem Kläger die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zur Einlegung der sofortigen Beschwerde (§ 519 b Abs. 2 
ZPO) zu gewähren (§ 233 ZPO). Der Kläger war infolge Ar­
mut gehindert, die dem Anwaltszwang unterliegende sofor­
tige Beschwerde rechtzeitig einzulegen. Er hatte auch in­
nerhalb der Beschwerdefrist um das Armenrecht nachge­
sucht.

Auch die nach den §§ 519 b Abs. 2, 547 ZPO zulässige 
sofortige Beschwerde muß Erfolg haben.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Dem Kläger könne 
nicht die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die 
Versäumung der Berufungsbegründungsfrist erteilt werden. 
Ihm stehe kein Wiedereinsetzungsgrund (§ 233 ZPO) zur Sei­
te. Einen solchen stelle zwar die Armut einer Partei dar.
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sofern sie für die Fristversäumung ursächlich sei. An 
dieser Voraussetzung fehle es jedoch hier, da die Armut 
den Kläger nicht daran gehindert haben könne, seinen 
Prozeßbevollmächtigten zur Vorbereitung der Berufungsbe­
gründung zu informieren.

Dieser Beurteilung kann nicht gefolgt werden. Der 
Prozeßbevollmächtigte des Klägers hat die Einreichung 
einer Berufungsbegründung nicht etwa allein deshalb un­
terlassen, weil ihm der Kläger nicht rechtzeitig die er­
forderliche Information erteilt hat. Vielmehr hat der 
Prozeßbevollmächtigte, wie sich aus dem Beschwerdevor- 
bringen ergibt, es vor allem abgelehnt, die Berufungsbe­
gründungsschrift zu fertigen, weil der Kläger keinen Ge­
bührenvorschuß entrichtet hat. Nachdem der Prozeßbevoll­
mächtigte später erfuhr, daß der Kläger persönlich einen 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts gestellt hatte, 
hat er das Armenrechtsgesuch wiederholt. Das Berufungsge­
richt hat seinen Beschluß auch nicht darauf gestützt, daß 
etwa eine weitere Begründung des Armenrechtsgesuchs durch 
den Prozeßbevollmächtigten unterblieben sei, weil der 
Kläger sich nicht zu einem Besprechungstermin eingefunden 
habe. Demnach läßt sich nicht ausschließen, daß die Armut 
des Klägers für die Fristversäumnis ursächlich war.

Unter diesen Umständen wird die Ablehnung eines Wie­
dereinsetzungsgrundes nicht von der vom Berufungsgericht 
hierfür gegebenen Begründung getragen. Daher muß der an- 
gefochtene Beschluß zu Nr. 2 aufgehoben und die Sache, 
da der erkennende Senat nicht abschließend entscheiden 
kann, an die Vorinstanz zurückverwiesen werden. Die Ableh



nung des Armenrechtsgesuchs durch das Berufungsgericht 
(Nr. 1) unterliegt nicht der Nachprüfung durch den er­
kennenden Senat.

Nüßgens Krohn Tidow

Boujong Scholz-Hoppe
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